Alliierte Politik und Entwicklung Deutschlands nach 1945

Alliierte Politik gegenüber Deutschland

1941
Atlantik-Charta: Roosevelt und Churchill legen Prinzipien der Nachkriegsordnung fest


(Rückgriff auf die 14 Punkte Wilsons (Völkerbund); später Basis der Vereinten Nationen)


"Anti-Hitler-Koalition" entsteht (USA, GB, SU)

1943
Januar: Konferenz von Casablanca 

(Roosevelt u. Churchill fordern Deutschlands (Italiens, Japans) bedingungslose Kapitulation)


November, Dezember: Konferenz von Teheran (Roosevelt, Churchill, Stalin)


(Deutschland: Erste Diskussion der unterschiedlichen Teilungspläne für Deutschland)

1944
6. Juni: "D-Day" – Invasion in der Normandie durch Alliierte Truppen

1945
Februar: Konferenz von Jalta – USA, GB, SU beschließen Aufteilung Ds in Besatzungszonen


7./9. Mai: Bedingungslose Kapitulation Deutschlands (Ende des 2. Weltkriegs in Europa)


Juli/August: Konferenz der Alliierten in Potsdam


(Denazifizierung, Demilitarisierung, Demokratisierung, Dezentralisierung/Dekartellisierung)


6./9. August: USA werfen 2 Atombomben über Japan ab (Beginn des Atomzeitalters)


seit 20.11.: Nürnberger Kriegsverbrecher Prozess

1946
Beginn des Kalten Krieges zeigt sich anhand verschiedener Ereignisse


(Entstehung der Volksdemokratien in Osteuropa; März: Churchills Rede vom "Eisernen 

Vorhang"; September/Stuttgart: "Byrnes-Rede" veränderte Haltung der USA gegenüber D.)

1947
Bildung der Bizone (USA-GB), später erweitert zur Trizone (Nov. Scheitern der Londoner Außenministerkonferenz) Truman-Doktrin, Containment, Marshallplan

1948
Juni: Währungsreform in der Bizone und der frz. Besatzungszone (Westmächte)


unmittelbar darauf: Währungsreform SBZ und Blockade Berlins durch die SU (bis Mai 1949)

1949
Gründung zweier deutscher Staaten unter Einflussnahme der Besatzungsmächte

1950-53
Der Koreakrieg stellt die erste militärische Auseinandersetzung zwischen den beiden



Supermächten des Kalten Krieges dar.

1952
Stalinnoten – Die Möglichkeit einer Wiedervereinigung als neutrales Deutschland?

1955
Beide deutschen Staaten erlangen Souveränität, werden in militärische Blöcke integriert.

1958
Einbindung der BRD in die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft EWG und EURATOM

1968
Prager Frühling, Breschnew-Doktrin 

(begrenzte Souveränität sozialistischer Staaten: Das Verlassen des sozialist. Lagers wird nicht toleriert)

1970-1972
Ostverträge der Bundesrepublik (u.a. Moskauer Vertrag vom August 1970)



wurden möglich durch Phase der Entspannungspolitik zwischen USA und SU

1973
BRD und DDR treten der UNO bei

seit 1985
Gorbatschow leitet als Generalsekretär der KpdSU eine neue Politik ein:



"Glasnost und Perestroika" wirken sich auch in den Volksdemokratien aus

1989
9. November: Fall der Mauer

1990
Mai: Zwei-Plus-Vier-Verhandlungen: Absicherung des Vereinigungsprozesses


(Die Alliierten des Zweiten Weltkrieges verhandeln mit den zwei deutschen Staaten)


Juli: Die SU (Gorbatschow) gibt ihre Zustimmung, dass D. seine volle Souveränität erlangt.


(Deutschland darf der NATO beitreten und die SU zieht Besatzungstruppen aus der DDR ab.)


September: Der Zwei-Plus-Vier-Vertrag wird unterzeichnet

(Deutschland erlangt die volle Souveränität und alle Sonderrechte der Alliierten entfallen)

1990
3. Oktober: Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten, "Tag der Deutschen Einheit"

Wenn man die Entwicklung der Bundesrepublik von den unmittelbaren Nachkriegsjahren über ihre Gründung unter Mitwirkung der Alliierten bis zur schrittweisen Wiedererlangung ihrer Souveränität und zur Wieder-vereinigung der beiden deutschen Staaten im Jahr 1990 betrachtet, so wird deutlich, dass es seit dem II. Weltkrieg immer wieder nötig war der Strategie Adenauers "Gewinn von Souveränität durch Aufgabe von Souveränität" zu folgen. Die Erlangung der Souveränität wieder mit der Abgabe von Souveränitätsrechten an transnationale Organisationen verbunden (Beispiel EWG, NATO, UNO, insbesondere 1955 und 1990).

Entwicklung Deutschlands nach 1945 und innerdeutsche Beziehungen

Im vorhergegangenen Abschnitt wurde gezeigt, dass deutsche Politik nach 1945 maßgeblich dem Einfluss der Siegermächte des Zweiten Weltkriegs unterworfen war.

Insofern überschneiden sich viele Aspekte mit den innerdeutschen Entwicklungen dieser Jahre. Hier werde ich nur auf einige Punkte hinweisen:

1945
7./9. Mai: Bedingungslose Kapitulation der Deutschen Wehrmacht, Deutschland fällt unter das Besatzungsregime der Alliierten und wird in vier Besatzungszonen aufgeteilt.

Juli/August: An der Konferenz von Potsdam nehmen keine deutschen Vertreter teil. Die dort 

beschlossenen Prinzipien (die vier "Ds") wirken sich auf ganz Deutschland aus.

November: Die Nürnberger Kriegsverbrecherprozesse werden von den Alliierten geleitet

Die Entnazifizierung in den Besatzungszonen verläuft nach unterschiedlichen Maßstäben.

1946
Alle Besatzungsmächte nehmen auch in unterschiedlicher Weise Einfluss auf die politischen 

Neuanfänge in ihrer jeweiligen Zone: SBZ – Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur SED.

Aus diesem Grund gibt es keine gesamtdeutschen Parteien.

1947
Unterschiede in der Besatzungspolitik und bei der Entnahme von Reparationen führen zur Annäherung der Westalliierten und der Bildung von Bi- und Trizone (Nov. Londoner Außenministerkonferenz).


Der Marschallplan im Westen, die Zentralisierung im Osten, verstärken die wirtschaftliche 

1948
Auseinanderentwicklung, was schließlich mit der Währungsreform (1948) endet.


Erst nach der Einrichtung eines Parlamentarischen Rates zur Ausarbeitung des Grundgesetzes

(1.7. Frankfurter Dokumente) wächst der Einfluss der deutschen Politiker in der Trizone.

1948
Juni (bis Mai 1949) Berlinblockade und Luftbrücke (Solidarisierung mit Westmächten).

1949
Gründung zweier deutscher Staaten zementiert die bereits bestehende Teilung.

1949
23. Mai: Verkündung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland


7. Oktober: Gründung der Deutschen Demokratischen Republik

1949-1963
Die "Ära Adenauer": Der erste Bundeskanzler setzt ganz auf die "Westbindung" der 

Bundesrepublik (soziale Marktwirtschaft, Wirschaftswunder, Annäherung an Frankreich)

1949-1971
Die "Ära Ullbricht" in der DDR: Der erste Sekretär des Zentralkomitees der SED 

bestimmt über zwanzig Jahre die Politik der DDR (enge Bindung an die SU, Aufbau des 

Sozialismus durch Planwirtschaft)

In dieser Phase ist das deutsch-deutsche Verhältnis gekennzeichnet durch Konfrontation und Einbindung in das jeweilige politische Lager. Kennzeichnend für diese Haltung war die sogenannte "Hallstein-Doktrin" der Bundesrepublik (keine diplomat. Bez. zu Ländern, die die Souveränität der DDR anerkennen).
1952
Stalinnoten: Diese Initiative zur Wiedervereinigung eines neutralen Deutschlands scheitert

1953
17. Juni: Aufstand in der DDR, Flüchtlingszahlen steigen (bis 1989 Feiertag in der BRD)

1955
beide Staaten erlangen die Souveränität 

(Wiederbewaffnung, Einbindung in Verteidigungsbündnisse)

1961
13. August: Bau der Mauer als "antifaschistischer Schutzwall" stoppt Flüchtlingsströme

BRD: 
1966-69 Große Koalition, 1969-82 sozialliberale Koalition (Brandt, ab 74 Schmidt)


1982-1998 CDU/CSU-FDP-Regierung unter Helmut Kohl

DDR: 
seit 1971 Erich Honecker Generalsekretär des ZK der SED (bis 1989)

1970
Die neue Ostpolitik der sozialliberalen Koalition unter Bundeskanler Willy Brandt


(1970 Moskauer Vertrag, Warschauer Vertrag, 1971 Transitabkommen mit der DDR, 

1971 Viermächteabkommen über Berlin (Anbindung an BRD) 1972 Grundlagenvertrag,

1973
Veränderte Umgang der beiden dt. Staaten untereinander ermöglicht Aufnahme in die UNO

1976
Ausbürgerung Wolf Biermanns (DDR->BRD)

1980er Jahre: "Opposition" kann sich in der DDR nur im Schutze der Kirche entwickeln

1989
Das Jahr der Jubiläumsfeierlichkeiten zum 40jährigen Bestehen der beiden Staaten wird zum Jahr der friedlichen Revolution in der DDR (Beispiel: Montagsdemonstrationen in Leipzig)

1989
9. November: Fall der Mauer (28.11. Zehnpunkteprogramm Kohls zur Wiedervereinigung)
1990
März: Erste freie Volkskammerwahl in der DDR (seit Juli Verhandlungen über Vereinigungsvertrag)

3. Oktober: Wiedervereinigung (s.o.; Beitritt über Art.23 GG)
©sjhoffmann


